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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.05.1989
MARIANNE BENTELI

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.03.1996
MARIANNE BENTELI

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 17.04.1997
MARIANNE BENTELI

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.1999
MARIANNE BENTELI

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Die Gesundheitsstatistik ist in der Schweiz im Vergleich zu anderen Industrieléandern
wenig ausgebaut. Nun soll erstmals eine umfassende Studie (liber den
Gesundheitszustand der Bevolkerung Auskunft geben. Die Gesundheitsdirektionen der
Kantone Bern, Genf, Tessin, Waadt und Zurich, die Bundesémter fur Statistik (BfS) und
fur Gesundheitswesen (BAG) sowie das Schweizerische Institut fir Gesundheits- und
Krankenhauswesen (SKD schlossen sich in einem interkantonalen
Gesundheitsindikatorenprojekt (IGIP) zusammen, welches u.a. die Schaffung einer
zentralen Datenbank vorsieht.

110 Jugendliche zwischen 15 und 20 Jahren nehmen sich in der Schweiz im
Durchschnitt pro Jahr das Leben. Die Schweiz liegt damit in der européischen Rangliste
der Jugendsuizidrate hinter Finnland auf Rang zwei. Die Zahl der Selbsttdétungen von
Jugendlichen entspricht in etwa derjenigen der Todesopfer im Strassenverkehr in
dieser Altersstufe. Als erster Kanton erdffnete Genf ein Zentrum fur
selbstmordgeféahrdete Jugendliche. Hier soll jungen Menschen nach einem
Selbsttétungsversuch Hilfe angeboten werden. Damit hoffen die Fachleute zu
verhindern, dass die Betroffenen ruckfallig werden. Nach Bordeaux in Frankreich ist
dies das zweite Zentrum dieser Art in Europa.

1972 hatte das Bundesgericht die Verfassungsmassigkeit der Widerspruchslosung bei
Organentnahmen anerkannt. Im Berichtsjahr mussten die Lausanner Richter anhand
eines neuen Gesetzes des Kantons Genf, welcher von der Zustimmungs- zur
Widerspruchsldsung Ubergehen mdchte, erneut in dieser Frage Stellung beziehen. Die
Billigung der Widerspruchslésung erfolgte nur noch knapp mit 3:2 Stimmen.
Gleichzeitig wurden die Bedingungen fur dieses Vorgehen in einengendem Sinn
prazisiert. Das Bundesgericht erachtete den Genfer Vorschlag, der - falls sich der
Verstorbene nicht klar gedussert hat - von einer Einwilligung der Angehdérigen ausgehen
wollte, wenn sich diese nicht innerhalb von sechs Stunden klar dagegen aussprechen,
als ungentigend und verlangte, dass die Angehdrigen umfassend zu informieren seien.
Kénnen sie nicht erreicht werden, ist eine Organentnahme nicht zuldssig. Nur wenn die
Angehdrigen nach entsprechender Konsultation schweigen oder zustimmen, darf das
Organ verpflanzt werden. Ungeachtet der Haltung der Angehodrigen ist die
Organentnahme zwingend ausgeschlossen, wenn sich der Verstorbene zu seinen
Lebzeiten dagegen ausgesprochen hat; selbst in Notféllen und bei Todesgefahr eines
potentiellen Organempfangers darf der Wille des Verstorbenen nicht missachtet
werden. ?

Die Erwagung der Basler Sanitatsdirektion und der Arzteschaft des Kantonsspitals,
einem Uber 80-jdhrigen Patienten ein extrem teures, aber madglicherweise
lebensrettendes Medikament angesichts seines Alters allenfalls zu verweigern, sorgte
fur Aufruhr und entfachte vor allem in den Medien die Debatte um die Rationierung in
der Medizin. Nationalrat Jost Gross (sp, TG), Prasident der Schweizerischen
Gesellschaft fur Gesundheitspolitik (SGGP), schlug die Schaffung einer nationalen
Ethikkommission vor, welche das Tabu-Thema umfassend ausleuchten soll. Aber auch
die Arzteschaft verlangte eine offene Auseinandersetzung mit der brisanten Frage, da
die Rationierung in vielen Fallen notgedrungenerweise bereits stattfinde
(beispielsweise bei Uberlasteten Intensivpflegestationen). Heute muisse die
Entscheidung von den Arzten am Krankenbett in Alleinverantwortung gefallt werden,
was vor allem fur die Spitalérzte zu einer unertréaglichen menschlichen Belastung fuhre.
Sie forderte deshalb die Erarbeitung klarer Kriterien, wann welche Behandlung sinnvoll
und finanzierbar ist; diese sollen breit diskutiert und politisch abgestutzt werden. *
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.08.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Als Richtungskampf innerhalb des Bundesrates wurde der Beschwerdeentscheid des
EJPD interpretiert, der Privatspitalern in den Kantonen St. Gallen und Basel-Stadt ohne
Bedarfsnachweis flur Halbprivat- und Privatbetten Anrecht auf Spitallistenplatze und
somit auf einen Sockelbeitrag aus der sozialen Krankenversicherung zugestand. Dieser
Entscheid 16ste bei Fachleuten Kopfschitteln aus. Sie meinten, eine sinnvolle und
kostenddmpfende Spitalplanung sei unter Ausschluss der Halbprivat- und
Privatabteilungen nicht machbar. Bei den Kantonen zeigte man sich insbesondere
verargert darlber, dass der gleiche Bundesrat, der jetzt mit der Rechtsprechung des
EJPD die Planung der Kantone durchléchere, im laufenden Projekt des EDI zur Revision
des KVG eine umfassende Planung fur alle Spitéler und Abteilungen verlange und
vorsehe, dass die Kantone klnftig offentlichen und privaten Spitadlern fir alle
Abteilungen gleiche Subventionen zu leisten haben. Informierte Quellen erklarten, es
gebe im Bundesrat zwei widerspruchliche Tendenzen. Innenministerin Dreifuss
verlange eine Gesamtplanung aller Spitéler, da nur so die Kosten in der sozialen
Krankenversicherung kontrollierbar seien; demgegentber wolle Bundesratin Metzler -
wie schon ihr Vorgénger Koller - mit der Beschwerdepraxis ihres Departements einen
planungsfreien Privatspitalbereich schaffen. ®

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. Marz 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekdmpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stitzen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verflugungen als Reaktion auf schwere Stérungen der
offentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft liber die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz iiber die gesetzlichen Grundlagen fiir Verordnungen des
Bundesrates zur Bewaltigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu beféhigen, auch kiinftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzufihren und anzupassen.

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verklrzte Vernehmlassung geschickt, in welcher Uber 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwohnisch gegenlberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grossere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Anderungsvorschlage oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, Al, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundséatzlich fur den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis fur das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdruickliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem spateren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
Unterstitzung. Wahrend ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, knupften die
GLP, die Grinen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble a
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstitzten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdricklich ab - keine einzige stellte sich somit
ausdrucklich dagegen.

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Anderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte - namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezugls] der Kantone» und die vollstindige Uberarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezlglich der Eindammung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behdrden festlegen. Er betrifft Uberdies auch den
Ausléanderinnen-, Auslander- und Asylbereich, die Entschadigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie urspringlich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Fir Bestimmungen im Bereich der
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2020
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.10.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
JOELLE SCHNEUWLY

Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. °

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veroffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehnmenden vollumfanglich oder grundséatzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehorten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstltzerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Grinde flur die ablehnende Haltung wurden die
Beflrwortung der Volksinitiative (JU), des Erklarungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.lv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslésung (APOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell glltigen erweiterten Zustimmungslésung (HGS) aufgefiihrt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurlckfihren, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Griinden zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehorigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zulassig sein soll, wenn die
Angehorigen erreicht werden kénnen. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grosstenteils beflirwortet, wobei verschiedene Anderungsvorschlage eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden kénnen sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geéussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerfihrung
zukommen soll, weil sie bereits Uber ein Register verflige. Ferner wurde der Information
der Bevolkerung Uber das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. ’

Die Genfer Legislative forderte mittels einer Standesinitiative die Begrenzung der
Zuckermenge, die bei der Herstellung von Lebensmitteln hinzugefiigt werden darf.
Die Initiative wurde unter anderem mit den negativen gesundheitlichen Auswirkungen
und dem Suchtpotential von Zucker begrindet. Zudem nahm die Initiative auch Bezug
auf die kantonal eingeflihrte Zuckersteuer. Die Standesinitiative wurde von der WBK-SR
Ende Oktober 2021 zusammen mit einer Standesinitiative des Kantons Freiburg
behandelt. Die Kommission empfahl mit 8 zu 0 Stimmen (bei 4 Enthaltungen; St.lv. des
Kantons Genf) resp. mit 6 zu 1 Stimmen (bei 5 Enthaltungen; St.Iv. des Kantons Freiburg),
den beiden Vorlagen keine Folge zu geben, da bereits im Rahmen eines Postulats der
SGK-NR auf das Thema eingegangen werde. ®

Die Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt verlangten in vier ahnlich
gelagerten Standesinitiativen (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.lv. 21.307; Kt.lv. 21.312) die
Beteiligung des Bundes an den Ertragsausféllen der Spitéler, die auf das durch den
Bundesrat erlassene Verbot von «nicht dringend angezeigten medizinischen Eingriffeln]
und Therapien» vom Marz 2020 zurlckzufthren sind. Es gehe nicht an, dass sich der
Bund nun aus der Verantwortung stehle, ist etwa der Begrindung des Kantons
Schaffhausen zu entnehmen. Damit keine kantonalen Ungleichbehandlungen
entstinden, solle die Koordination der Kompensation zwischen dem Bund, den
Kantonen und den Krankenkassen uber die GDK erfolgen. Im November 2021 nahm sich
die SGK-SR den Standesinitiativen an. Ihr zufolge falle das Bereitstellen der fur die
Pandemie notwendigen Spitalkapazitaten in den Aufgabenbereich der Kantone. In
Krisensituationen liege es an allen Staatsebenen, einen Teil der Last zu Ubernehmen.
Bislang sei es der Bund gewesen, der 80 Prozent der Kosten, die im Zusammenhang mit
der Pandemie angefallen sind, tbernommen habe. Daher beantragte die Kommission
mit 9 zu 3 Stimmen, den Standesinitiative keine Folge zu geben. °
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOELLE SCHNEUWLY

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 25.08.1990
MARIANNE BENTELI

In der Wintersession 2021 nahm sich der Standerat einer freiburgischen
Standesinitiative zur klaren Darstellung der Menge des schnellen Zuckers in
Lebensmitteln an. Die Behandlung erfolgte zusammen mit einer Standesinitiative des
Kantons Genf. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) erléduterte, weshalb die
WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben méchte: Die Kommission teile
zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von Zucker fur die o6ffentliche
Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der Ansicht, dass in diesem Bereich
bereits einiges unternommen worden sei. Germann fihrte als Beispiele den Nutri-
Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des Zuckergehalts in Joghurts und
Mueslis und die Schweizer Ernahrungsstrategie 2017-2024 auf. Zudem mochte die
Kommission die Berichte in Erfullung der Postulate 20.3913 und 21.3005 abwarten,
bevor Uber weitere Schritte entschieden wird. Stillschweigend gab die kleine Kammer
den beiden Standesinitiativen keine Folge. ™

In der Wintersession 2021 nahm sich der Standerat einer Standesinitiative des Kantons
Genf zur Begrenzung des Zuckergehalts in industriell hergestellten Getranken und
verarbeiteten Lebensmitteln an. Die Behandlung fand zusammen mit einem
Kantonsbegehren aus Freiburg statt. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH)
erlauterte, weshalb die WBK-SR den beiden Kantonsbegehren keine Folge geben
mochte: Die Kommission teile zwar die Meinung, dass das exzessive Konsumieren von
Zucker fur die offentliche Gesundheit bedenklich sei, sie sei allerdings auch der
Ansicht, dass in diesem Bereich bereits einiges unternommen worden sei. Germann
flhrte als Beispiele den Nutri-Score, die Erklarung von Mailand zur Reduktion des
Zuckergehalts in Joghurts und Mdeslis und die Schweizer Erndhrungsstrategie
2017-2024 auf. Zudem mochte die Kommission die Berichte in Erfullung der Postulate
20.3913 und 21.3005 abwarten, bevor Uber weitere Schritte entschieden wird.
Stillschweigend gab das Stockli beiden Standesinitiativen keine Folge.

In der Wintersession 2021 befasste sich der Stdnderat mit vier Standesinitiativen der
Kantone Schaffhausen, Aargau, Tessin und Basel-Stadt (Kt.lv. 20.331; Kt.lv. 21.304; Kt.Iv.
21.307; Kt.lv. 21.312), die den Bund dazu auffordern wollten, fiir die wahrend der
ersten Covid-19-Welle entstandenen Ertragsausfélle der Spitaler aufzukommen. Peter
Hegglin (mitte, ZG) erlduterte fir die SGK-SR, dass es flr eine «seridse Beratung»,
inwiefern sich der Bund finanziell beteiligen soll, den Schlussbericht in Erfullung des
Postulates 20.3135, welcher auf Ende 2023 angekindigt sei, abzuwarten gelte. Daher
habe die  Kommission den  Standesinitiativen keine  Folge  gegeben.
Minderheitensprecher Hannes Germann (svp, SH) erwiderte, dass sich der Bund an den
Kosten beteiligen solle, da er mit seinem Durchfuhrungsverbot von nicht dringend
angezeigten medizinischen Eingriffen und Therapien das Subsidiaritatsprinzip verletzt
und in die kantonale Autonomie eingegriffen habe. Der dadurch entstandene Schaden
belaufe sich geméass Schatzungen des Dachverbands der Spitaler H+ Ende 2020 auf CHF
1.5 bis 1.8 Mrd. Auch Maya Graf (gp, BL) pladierte fur Folgegeben und bezeichnete die
Spitéler als «unsere wichtigsten Gesundheitsversorger». Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab das Stéckli den Kantonsbegehren knapp keine Folge. ™

Medikamente

Nur zdgerlich erfolgt der Beitritt der Kantone zum revidierten Heilmittelkonkordat. In
Basel beantragte der Regierungsrat dem Grossen Rat einen befristeten Beitritt bis
spatestens zum Jahr 2000, in Bern bewegte sich die vorberatende
Parlamentskommission in dieselbe Richtung. In beiden Fallen wurde die Zurlickhaltung
damit begrindet, dass in diesem Bereich eine Bundesregelung dringend notwendig
waére. Dies auch im Hinblick auf eine Annaherung an Europa, da die Schweiz als einziges
westeuropaisches Land keine Medikamentenkontrollstelle mit staatlichem Charakter
hat.
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KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.03.1988
STEPHANE HOFMANN

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.09.1990
MARIANNE BENTELI

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.03.1991
MARIANNE BENTELI

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.04.1994
MARIANNE BENTELI

KANTONALE POLITIK
DATUM: 25.09.1998
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Pour sa part, le parlement de Béle-Ville a adopté en premiere lecture une loi
extrémement sévére interdisant toute fécondation en dehors du ventre de la mére.
Suivant en cela d'autres exemples, la clinique gynécologique de la ville de Berne a
décidé la fermeture de sa banque de spermes. Si certains cantons défendent des
positions restrictives, d'autres, a l'instar de celui d'Argovie, se dotent de lois sur la
santé plus libérales, autorisant I'insémination artificielle et la fécondation in vitro mais
interdisant toute manipulation génétique. Avec I'élaboration de lois et réglements
cantonaux relatifs a la fécondation artificielle se pose la question de savoir qui des
cantons ou de la Confédération est habilité a |égiférer et, partant, & édicter des normes
pénales dans ce domaine. ™

Interessant war die Entwicklung in einzelnen Kantonen deshalb, weil hier die
Bevolkerung erstmals die Gelegenheit erhalten wird, ihre Meinung zur Gentechnologie
an der Urne kundzutun. Der Basler Grosse Rat verabschiedete ein sehr restriktives
Gesetz zur Fortpflanzungsmedizin und unterstellte es mit knapper Mehrheit dem
obligatorischen Referendum. Im Kanton Thurgau wurde von einem Initiativkomitee
bestehend aus EVP, GP, LdU und Nationalrepublikanischer Aktion Thurgau eine Gen-
Initiative eingereicht, die jegliche gentechnologischen Eingriffe in die menschlichen
Keimbahnen und damit ins Erbgut verhindern will.

In Baselstadt konnte sich erstmals der Souveran in einer Abstimmung direkt zur
Fortpflanzungstechnologie dussern. In der Annahme, das Bundesgericht werde sich
nach Vorliegen eines positiven Volksentscheides mit der Unterstitzung eines Rekurses
schwerer tun als 1989 im Fall des Kantons St. Gallen, hatte der Grosse Rat im Vorjahr
beschlossen, das neue, sehr restriktive Gesetz Uber die Reproduktionsmedizin dem
obligatorischen Referendum zu unterstellen. Das neue Gesetz, welches nur noch die
kiinstliche Befruchtung im Mutterleib mit den Samenzellen des klinftigen sozialen
Vaters erlaubt, wurde mit 62.5 Prozent Ja-Stimmen Uberraschend deutlich
angenommen. Nachdem das Bundesgericht staatsrechtliche Beschwerden gegen die
restriktive Regelung im Kanton St. Gallen gutgeheissen hatte, will die Regierung sowohl
die IvF wie auch die Befruchtung mit dem Samen eines Fremdspenders wieder
zulassen. Die neue Gesetzesvorlage ist nur noch in einem Punkt restriktiv, es sollen
namlich nur Ehepaare von der kinstlichen Befruchtung Gebrauch machen kénnen. Im
weiteren geniessen Samenspender keine Anonymitat mehr, das Kind hat das Recht,
Uber seine Abstammung Auskunft zu erhalten. '

Als erster Kanton will Genf klinische Versuche mit Gentherapie am Menschen zulassen.
Der Genfer Staatsrat erliess ein entsprechendes Reglement, das sich auf den
bestehenden Verfassungsartikel abstitzt. Die ersten Gentherapie-Versuche sollen im
Frihling 1995 an rund 20 Patienten beginnen.

Nach dem Willen seiner Regierung sollte Basel-Stadt ein kantonales Gesetz liber die
biomedizinische Forschung am Menschen erhalten. Geméass dem Entwurf sollten alle
Versuche mit Menschen bewilligungspflichtig sein und von einer Ethikkommission
abgesegnet werden. Damit wollte die Basler Regierung einerseits den Schutz des
Menschen verbessern, anderseits den Forschungsstandort Basel stérken, da die
Pharmaindustrie, welche ohnehin die strengen Normen der USA, der EU und Japans
Ubernehmen muss, darauf angewiesen ist, dass in der Schweiz durchgefihrte
Prifungsverfahren fur die ethische Unbedenklichkeit von Forschungsvorhaben
moglichst bald auch im Ausland anerkannt werden. Wegen grundséatzlicher Bedenken,
sowohl von liberaler wie von griner Seite, vor allem aber mit Verweis auf die
anstehende Gesetzgebungsarbeit des Bundes trat der grosse Rat aber auf die Vorlage
gar nicht ein. ®
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.1993
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Die einzige Uberraschung des Abstimmungsresultates lag denn auch in seiner
Deutlichkeit. 1979 hatten sich noch 41 Prozent der Stimmenden fur ein analoges
Volksbegehren («Guttempler-Initiative») ausgesprochen, Basel-Stadt sogar mit mehr als
50 Prozent. Besonders massiv wurden die beiden Initiativen in der Westschweiz (mit
Ausnahme von Genf) und im Kanton Schwyz abgelehnt, wo sich Uber vier Finftel der
Urnengangerinnen und Urnenganger gegen sie aussprachen. Am
«verbotsfreundlichsten» zeigten sich die Kantone Basel-Stadt und Zirich mit rund 33
Prozent bzw. 31 Prozent Ja-Stimmen.

Volksinitiative «zur Verhinderung der Alkoholprobleme>.
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1'627"165 (74.7%) / 20 6/2 Sténde
Ja: 516'054 (25.3%) / 0 Stande

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (4*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
- Ja: SP (3*), GP, PdA (1%), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme».
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1521885 (74.5%) / 20 6/2 Stande
Ja: 521433 (25.5%) / 0 Stédnde

Parolen:
- Nein: FDP, CVP (3*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
- Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie die Vox-Analyse dieser Abstimmung zeigte, fanden die beiden Initiativen bei den
Frauen erheblich mehr Zustimmung als bei den Mannern. Seit dem Beginn der Vox-
Analysen 1977 wurde nie eine so grosse Differenz zwischen dem Stimmverhalten der
Frauen und der Ménner - 18 Prozent beim Tabakverbot - beobachtet. Tiefe Ja-Anteile
ergaben sich in der jungsten Alterskategorie, in der Romandie und in den landlichen
Gebieten. Besonders im rot-grinen Lager beeinflusste der politische Standort das
Stimmverhalten nur teilweise. Einzig die Gefolgschaft von LdU/EVP stimmte beiden
Initiativen zu, die Griinen nahmen nur die Tabakinitiative an, wahrend die Anhéanger der
SP mehrheitlich nicht der Parteiparole folgten. Die meistgenannten Motive zur
Verwerfung der Initiativen waren die Angst vor zuséatzlicher Arbeitslosigkeit und die
Uberzeugung, dass ein Verbot wirkungslos ware bzw. durch auslandische Medien
umgangen warde. "
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